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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 8 SO 115/12 B 
 
L 9 SO 24/10 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 12 SO 344/07 (SG Schleswig) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Landeshauptstadt Kiel, 
Fleethörn 9, 24103 Kiel, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. März 2013 durch  

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r ,   den Richter   C o s e r i u    und  

die Richterin   S i e f e r t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 24. Oktober 2012 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Übernahme der Kosten für die Bestattung der Mutter des Klägers. 

 

Insoweit wendet sich der Kläger mit der Nichtzulassungsbeschwerde gegen die klageabwei-

sende Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) vom 24.10.2012. Er macht eine grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. Das Einkommen der Lebensgefährtin hätte nicht 

berücksichtigt werden dürfen. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil der von dem Kläger geltend gemachte Zulassungsgrund der 

grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) nicht in der nach 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG gebotenen Weise dargelegt ist. Der Senat konnte deshalb über die 

Beschwerde ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter nach § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 

iVm § 169 Satz 3 SGG entscheiden. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

anhand des anwendbaren Rechts unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung - ggf sogar des Schrifttums - angeben, welche Rechtsfrage sich stellt, dass diese 

Rechtsfrage noch nicht geklärt ist, dass eine Klärung dieser Rechtsfrage aus Gründen der Ein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwer-

deführer mithin eine Rechtfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klä-

rungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht; die Klärungsfähigkeit der 

aufgeworfenen Rechtsfrage ist nicht dargelegt. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur dann, 

wenn sie für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich ist (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 31). 

Über die aufgeworfene Rechtsfrage müsste das Revisionsgericht also - in Ergänzung zur 

abstrakten Klärungsfähigkeit - konkret-individuell sachlich entscheiden müssen (BSG SozR 

1500 § 160 Nr 39; SozR 1500 § 160a Nr 31). Dies erfordert es, dass der Beschwerdeführer den 

nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des 
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angefochtenen Urteils und damit insbesondere den Schritt darlegt, der die Entscheidung der als 

grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Die-

sen Voraussetzungen genügt die Beschwerdebegründung in keiner Weise; denn es fehlt bereits 

an der hinreichenden Darlegung des entscheidungserheblichen Sachverhalts. Der Kläger hätte 

zur Darlegung der Klärungsfähigkeit den Sachverhalt so schildern müssen, dass der Senat in 

die Lage versetzt wird zu prüfen, ob dem Kläger schon unter Berücksichtigung seiner eigenen 

Einkommens- und Vermögensverhältnisse überhaupt ein Anspruch auf Übernahme von 

Bestattungskosten zusteht. Die Sachverhaltsdarstellung des Klägers erschöpft sich jedoch in 

der Umschreibung der Rechtsfrage; es wird nicht einmal mitgeteilt, in welchem Umfang der 

Kläger überhaupt die Übernahme von Bestattungskosten begehrt. Soweit die Beschwerdebe-

gründung dahin zu verstehen ist, dass die Entscheidung des LSG inhaltlich falsch sein soll, ver-

mag dies die Revisionsinstanz nicht zu eröffnen. Denn Gegenstand der Nichtzulassungsbe-

schwerde ist nicht, ob das Berufungsgericht in der Sache richtig entschieden hat (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 6 
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